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OFFENER BRIEF VON MARIELLA MEHR AN DR. JUR. REMIGIUS KAUFMANN

GESCHÄFTSAKTEN DES EHEMALIGEN PF-HILFSWERKS

"KINDER DER LANDSTRASSE"

Es ist wahrhaftig ein Kreuz mit Ihnen. Das beginnt bereits bei der
Anrede, die ja eigentlich "Sehr geehrter Herr AItbundesrichter", oder aber
"Sehr geehrter Herr Aktenkommissionspräsident" lauten müsste und. wäre

ich Ihnen in Freundschaft verbunden, sogar in der Freundschaften
vorbehaltenen Formulierung "Lieber Herr Kaufmann" gipfeln könnte. Nun, ich
bin Ihnen weder in Freundschaft verbunden noch kann ich Ihnen Ehrehrbie-
tung entgegenbringen, zumindest was Ihr Mandat als ehemaliger
Aktenkommissionspräsident für die "Kinder der Landstrasse" betrifft. Ueber die
Ihnen zustehende Ehrerbietung in Ausübung weiterer Aufgaben und Aemter
kann und will ich mich mangels Kenntnisse nicht äussern. Sicher ist,
dass Sie sich als Vorsitzender der 'Aktenkommission nicht als Ehrenmann

qualifiziert haben und dies wiederum ist der Grund meines Briefes an

Sie.

Nun sind Sie ja beileibe nicht der einzige, im Gegenteil, Sie befinden
sich in guter Gesellschaft. Ehrenmänner sind rar geworden, sowohl in der

Politik, als auch in der Wirtschaft. Und wenn ich all die Selbsternannten

Helfer der ehemaligen Opfer "Kinder der Landstrasse" Revue passieren
lasse, sehe ich, dass nicht nur Sie die Ihnen in gewisser Weise
Anvertrauten ungestraft verhöhnen dürfen. Es tun dies auch Politiker und

Beamte in weit höheren Rängen als dem Ihrigen.

Die hier gewählte Form des offenen Briefes dient der historischen
Aufarbeitung, nein, nicht Ihrer Person, sondern Ihrer Funktion als von der
Eidgenossenschaft delegierter Mittler zwischen den Opfern des PJ Völkermords,

den Jenischen in der Schweiz, und den Vol 1zugsbeamten dieses
Verbrechens, den Täterinnen und Tätern.

Rekapitulieren wir gemeinsam. 1987 wurde die Aktenkommission "Kinder der
Landstrasse" im Auftrag des Bundes und der Kantone offiziell eingesetzt
und Sie, ohne Mitspracherecht der künftigen Nutzniesserinnen, zu deren

Präsidenten gekürt. Als Starthilfe für Ihre Arbeit stand Ihnen und Ihren
Mitarbeiterlnnen ein umfangreiches Pflichtenheft zur Verfügung, dessen

Schwerpunkte in etwa wie folgt zusammengefasst werden könnte:
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Akteneinsicht sowohl in die sog. PJ-Dossiers, als auch in all
die ehemaligen Oofer des PJ-Hi1fswerks interessierenden Akten
aus Heimen, Gefängnissen, psychiatrischen Kliniken und

Vormundschafts- sowie Polizeiarchiven

Aktenberichtigung, sofern das von Betroffenen verlangt wird,
sowie eine spätere Herausgabe dieser Akten an die Betroffenen

Verbürgte Akteneinsicht auch in die sog. Geschäftsakten des
ehemaligen PJ-Hi1fswerks, sobald mit Ihrer Hilfe eine geeignete
Entscheidungskommission, bestehend aus einem/einer Vertreterin
des Bundes, der Kantone und der Jenischen, eingesetzt worden
i st.

Diesen Aufgaben gerecht zu werden gab Ihnen der Bund eine Frist von fünf
Jahren. Gleichzeitig bot er Ihnen die Möglichkeit, die Frist um ein Jahr
zu verlängern, sollten Sie Ihre Aufgaben nicht zur eigenen und der
Zufriedenheit der ehemaligen PJ-Opfer gelöst haben. Sie zogen es vor, Ihre
Arbeit Ende letzten Jahres abzusch1iessen und gaukeln so der Oeffent-
lichkeit vor. dass den Jenischen nun hinsichtlich Ihres obgenannten
Pflichtenheftes Gerechtigkeit widerfahren sei.

Tatsächlich, Herr Kaufmann, haben Sie nicht einen Drittel Ihrer Aufgabe
zur Zufriedenheit der Jenischen erfüllt.

Zahlreiche Gesuche um Einsicht in die persönlichen PJ-Akten sind
noch immer hängig

Von den Polizei-, Psychiatrie- und den effektiven
Vormundschaftsakten gelangte bis heute nicht ein Bruchteil in die Hände

der Opfer

Bis heute wurde keine einzige Aktenberichtigung vorgenommen,
obwohl insbesondere die PJ-Akten voll offensichtlicher Lügen

über Vorkommnisse im Leben einzelner Opfer sind. Diese Akten
können also weiterhin gegen die Opfer verwendet werden und

entlasten mit ihren Unwahrheiten die ehemaligen Täterinnen.



Von einer Herausgabe der PJ-Aktenoriginale an die Opfer der PJ-
Verbrechen spricht heute selbstredend niemand mehr. Wir beide
wissen nur zu genau, dass entsprechende Versprechen nie ernst
gemeint waren und nur der momentanen Befriedigung der
aufgebrachten Jenischen dienten.

So weit so schlecht. Für ein bescheidenes Gehalt von 80'000.- Franken
haben Sie ein Minimum der Ihnen übertragenen Aufgabe geleistet, während

die ehemaligen Opfer des unseligen "Hilfswerks" für die an ihnen
verübten Verbrechen mit 20'0Ö0.- Franken, und dieses Geld erhielten auch

nur die sogenannten "Schwerstbetroffenen", abgesoiesen wurden. Diese
jede Gerechtigkeit verhöhnende Tatsache müsst Ihnen eigentlich zu denken

geben, tut sie aber offensichtlich nicht. Im Gegenteil: Ihr jüngster
Coup in Sachen PJ-Gesc-häftsakten ist an Arroganz wohl kaum mehr zu über-
bi eten

Sie erinnern sich. Zu Ihren Aufgaben gehörte auch, die notwendigen
Voraussetzungen zu schaffen, um betroffenen Jenischen uneingeschränkte
Einsicht in die Geschäftsakten des ehemaligen Hilfswerks zu gewähren.
Geplant war eine Kommission mit je einer Vertreterin oder einem Vertreter

des Bundes, der Kantone und der Jenischen. 5 Jahre lang gelang es

der Pro Juventute, diese Kommission erfolgreich zu verhindern, weil sie
als Täterin selbst einen Sitz in dieser Kommission beanspruchte. Gleichzeitig

hatte sie uneingeschränkten Zugriff zu Ihren Geschäftsakten, die
allein Licht in die unsägliche Ausrottungsaktion hätten bringen können.
Diesen Zugriff haben Sie der Pro Juventute ermöglicht, obwohl besagte
Akten offiziell immer noch unter Verschluss stehen und eigenltich vei—

siegelt im Bundesarchiv liegen müssten. Unter der fadenscheinigen
Begründung, bei den Geschäftsakten hätten sich versehentlich auch

Personen-akten der ehemaligen Opfer befunden, gaben Sie und Ihre
Auftraggeberin, das Eidgenössische Departement des Innern, der Pro

Juventute die Mö-glichkeit, historisch belastendes Material allenfalls
beiseite zu schaffen. Dazu gehört die Gönnerlnnnenkartei ebenso wie die
gesamte Korrespondenz mit dem deutschen Nachbarn während des Dritten
Reiches.



Mit dem so gestrählten Material dürfen sich jetzt der Historiker
Prof.Dr. Sablonier und seine Studenten herumschlagen. Ihm wurde ohne

Konsultation der Jenischen Organisationen der Auftrag erteilt, eine
Ministudie über diese Akten zu erstellen, eine Studie, die selbstredend
die PJ und den Bund entlasten soll, was in der heutigen Situation
hinsichtlich der Geschäftsakten nicht sonderlich schwierig sein dürfte. Die
vorgesehene Finanzierung dieser Alibiübung mit lumpigen 50'000.- Franken

zeigt deutlich, wie* man mit dem einst berechtigterweise geäusserten
Wunsch der PJ-Opfer nach einer umfassenden historischen Aufarbeitung
dieses PJ-Materials umzuspringen gewillt ist. Abzuwarten ist, ob sich
die Nationalrätin Angeline Fankhauser, der wir ein entsprechendes Postulat

und dessen Annahme durch den Bundesrat zu verdanken haben, mit
diesem Verschnitt zufriedengeben wird.

Nun gilt es, nicht wahr, Herr Kaufmann, den Jenischen auch noch die
Einsicht in die mittlerweile höchtst wahrscheinlich wohlpräparierten PJ-
Geschäftsakten zu verwehren. Erst dann wird Ihre Aufgabe als dienstbarer
Geist jener Clique, die die ehemaligen Täterinnen noch heute von der
historischen Wahrheitsfindung entbinden will, beendet sein. Dieses Mal,
Herr Kaufmann, haben Sie sich allerdings in der Wahl der Mittel endgültig

vergriffen, indem Sie eine solche Einsicht nicht nur passiv verhindern,

sondern auch noch lügen, wo es die Situation erfordert. Dass Sie
es schriftlich tun, kann ich mir nur mit dem Verdacht erklären, Sie
erachten die Jenischen allesamt als Idiotinnen und Idioten, des Lesens

unkundig oder unfähig, Wahrheit von Lüge zu unterscheiden. Gleichzeitig
entwerfen Sie damit ein mehr als bedenkliches Bild Ihrer offensichtlich
mangelden Fähigkeit, auch den Jenischen, wenn nicht Sympathie, dann doch

einen gewissen menschlichen Respekt entgegenzubringen. Menschen, die man

respektiert, belügt man normalerweise nicht.

Ich zitiere aus Ihrem Brief vom 02.12.92 an die Radgenossenschaft der
Landstrasse, der Dachorganisation der Jenischen in der Schweiz:

"Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 23. November 92 und teilen Ihnen
mit, dass wir grundsätzlich allen Betroffenen vol 1 umfängliche Akteneinsicht

auch in die sog. Geschäftsakten gewähren. Voraussetzung hiefür
ist, dass der Betroffene selber ein Einsichtsbegehren stellt oder sich
ein Vertreter durch schriftliche Vollmacht des Betroffenen ausweist.



Da wir unsere Tätigkeit, wie Sie wissen, anfangs Januar 1993 beenden und

unser Sekretariat Ende April 1993 aufgelöst wird, sind wir Ihnen
dankbar, wenn die Betroffenen baldmöglichst ihre Gesuche stellen. ..."

Keine drei Wochen später, nämlich am 20.12.92, wimmeln Sie das

Einsichtsgesuch von Dr. phil. Thomas Huonker, dem, wie von Ihnen erbeten
auch Vollmachten direkt Betroffener bei 1agen, folgenderweise ab:

"Bei den eigentlichen Geschäftsakten (im Bundesarchiv) hat die PJ - wohl

aus administrativen Gründen - zum Teil auch personenbezogene Akten
abgelegt: diese Akten sind von der PJ später zu grossen Teilen wiederum
in die Einzeldossiers zurückgeführt worden. Die Aktenkommission hat im

Laufe ihrer Tätigkeit diese "Reintegration" fortgeführt. Die
systematische einlässl iche Bearbeitung der Geschäftsakten war einer
speziellen Kommission vorbehalten, die indessen nicht eingesetzt worden

ist. Die Aktenkommission ist nicht befügt, aus eigenem Recht über
Einsichtsbegehren betreffend Geschäftsakten zu entscheiden. ..."

Mit ähnlichen Ausflüchten schmettern Sie am selben Tag auch mein Gesuch

um Einsicht in die Geschäftsakten ab und behaupten auch noch, dass ich
selbst als an der Materie historisch interessierter Schriftstellerin zur
Zeit kein Recht auf Akteneinsicht geltend machen könne. Sie desavouieren
damit Ihre eigene Zusicherung an die RG vom 02.12.92 ohne jedoch eine
Rechtsmittelbeiehrung zu erteilen. Das dürfte Ihnen auch schwer fallen,
steht Ihnen doch in Ihrer Eigenschaft als Aktenkommissionspräsident kein
eigentlicher Rechtsstatus zu. Dies hat man mit gutem Grund vermieden,
weil sich dadurch alle unsere berechtigten Forderungen in einem rechtsfreien

Raum verheddern und dadurch blockiert werden können. Dies wiederum

nennt und verhöhnt damit ein weiteres Mal jene, denen Gerechtigkeit
widerfahren müsste. Ich bezichtige Sie und Ihre Mitarbeiterinnen der
Kommission, bei dieser beispiellosen Verhöhnung Beihilfe geleistet zu

haben. Ihre Mitschuld an der Verhinderung einer erfolgreichen Aufarbeitung

dieses braunen Kapitels Schweizergeschichte scheint mir dadurch
erwiesen. Es bleibt mir, Ihnen zu sagen, dass, wer Geschichte verdrängt
oder mithilft sie zu verdrängen, gleichzeitig die Voraussetzung schafft,
dass sich Geschichte wiederholen kann. Im Sinne einer Versöhnung von

Opfern und Täterinnen hätte ich mir einen anderen Verlauf gewünscht.

Mariella Mehr, Feb. 93
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